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A. Einleitung · 

Der einfachen Gesellschaft kommt in der Rechtspraxis überaus grosse 
Bedeutung zu. Von besonderem Interesse sind dabei die - an sich im 
Widerspruch zum Prinzip der Personenbezogenheit 1 der einfachen 
Gesellschaft stehenden - Möglichkeiten, Gesellschafter unter Aufrecht­
erhaltung der Gesellschaft, d.h. ohne deren Auflösung und 1J-eugründung, 
ein- und austreten zu lassen. Nachfolgend ist vorerst kurz die einfache 
Gesellschaft in ihren Grundzügen darzustellen 2• Anschliessend soll zum 
einen auf den Eintritt neuer Gesellschafter 3 und zum anderen auf das 
Ausscheiden von Gesellschaftern unter Lebenden sowie von Todes 
wegen 4 eingegangen werden. Dabei ist den rechtsgeschäftlichen Gestal­
tungsmöglichkeiten sowie den Verhältrtissen bei Grundstücken besonde­
re Beachtung zu schenken. 

B. Grundzüge der einfachen Gesellschaft 
1. Begriff 

Die einfache Gesellschaft ist nach der Legaldefinition des Art. 530 
Abs. 1 OR die vertragliche Verbindung von zwei oder mehreren Personen 

' Dazu B.Ill.l. hienach. 
2 Vgl. sogleich B. 
3 C. hienach. 
4 D. hienach. 
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zur Verfolgung eines gemeinsamen Zweckes mit gemeinsamen Kräften 
oder Mitteln. Sie ist nach den Intentionen des Gesetzgebers eine für viel­
fältige Zwecke verwendbare Grundform im Gesellschaftsrecht; insbe­
sondere ist sie Grundform für die Kollektivgesellschaft5 und die Kom­
manditgesellschaft6. Die einfache Gesellschaft ist sodann eine Subsidiär­
form (Art. 530 Abs. 2 OR), die immer dann Anwendung finden soll, 
wenn nicht die Voraussetzungen einer anderen Gesellschaftsform erfüllt 
sind 7

• So entsteht eine einfache Gesellschaft auch immer dann, wenn die 
Parteien zwar eine andere Gesellschaftsform anstrebten, dieses Ziel aber 
nicht oder noch nicht erreicht haben 8

• 

II. Entstehung 
1. Einigung mehrerer Personen 

Als Vertrag beruht die einfache Gesellschaft auf der Einigung mehre­
rer Personen. Zu ihrer Entstehung ist ausreichend, dass sich die mehreren 
Personen darüber einigen, die Erreichung eines bestimmten Zwecks 
gemeinsam fördern zu wollen9

• Zwingend Gegenstand der Einigung s~~d 
demnach ausschliesslich die gemeinsame Zweckverfolgung 10 und die 
Tatsache der Beitragspflicht jedes Beteiligten 11 ~ Für alles weitere - d.h. 
Organisation, Rechte und Pflichten der Gesellschafter, Verhältnis zu Drit­
ten - besteht dispositives Gesetzesrecht. Indessen muss über alle Punkte 
Einigkeit erzielt worden sein, auf die auch nur ein Gesellschafter Wert 
gelegt hat 12

• · 

Vertragsparteien können neben natürlichen auch juristische Personen 
oder Gesellschaften ohne eigene Rechtspersönlichkeit wie Kollektiv- und 
Kommanditgesellschaften sein 13

• Nach wohl überwiegender Auffassung 
kann auch eine einfache Gesellschaft ihrerseits Mitglied einer einfachen 
Gesellschaft sein 14

• 

2. Form 

Die einfache Gesellschaft ist die loseste Verbindung mehrerer Perso­
nen 15

• Entsprechend kann der Gesellschaftsvertrag formfrei abgeschlos-

' Vgl. die Verweisung in Art. 557 Abs. 2 OR. . . . . 
6 Vgl. die Verweisung in Art. 598 Abs. 2 OR auf die Kollektivgesellschaft und darrut via 

Art. 557 Abs. 2 OR wiederum auf die einfache Gesellschaft. 
7 Meier-Hayov'Forstmose1; § 12 N. 4. Vgl. ebenso von Steiger, S. 324, wonach die einfa­

che Gesellschaft auch als «Auffanggesellschaft» sowie als «subsidiäre Rechtsquelle für 
andere Gesellschaftsformen dient». 

8 Meier-Hayoz/Forstmoser; § 12 N. 73 und 33. Vgl. für den Verein Art. 62 ZGB, f~r dieAG 
- wo allerdings auch die besondere Bestimmung von Art. 645 OR zu beachten rst - BGE 
102 II 423 = ZBGR 60 S. 353. 

' Meier-Hayoz/Forstmoser; § 12 N. 72. 
'"Siehe zum gemeinsamen Zweck Fellmann, S. 294 ff., m.w.H. 
11 OR-Handschin, N. 2 zu Art. 530; Guhl!Kummer/Druey, S. 585. 
"Meier-Hayov'Forstmoser; § 12 N. 72. Zum Ganzen auch von Steiger, S. 357 f. 
13 von Steiger, S. 355. 
14 Meier-Hayov'Forstmoser, § 12 N. 14; von Steiger; S. 355. 
"Guhl/Kummer/Druey, S. 585. 
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sen werden (vgl. Art. 11 OR). Anderes gilt, wenn sich die Parteien im 
Sinne von Art. 16 OR erkenntlicherweise erst mit Unterzeichnung eines 
schriftlichen Vertrages verpflichten wollen 16. Der Abschluss des Gesell­
schaftsvertrages kann auch stillschweigend durch konkludentes Verhalten 
erfolgen. Den Parteien muss nicht bewusst sein, dass sie eine einfache 
Gesellschaft bilden 17

• Erforderlich ist dagegen natürlich, dass sie über­
haupt eine rechtliche Bindung wollen 18. 

Vom formfrei möglichen Vertrag über die Entstehung der Gesellschaft 
sind Vereinbarungen zu unterscheiden, durch welche sich Gesellschafter 
zu Beitragsleistungen verpflichten, die ihrerseits formbedürftig sind. 
Diesfalls sind die entsprechenden Formvorschriften zu beachten 19. So 
bedarf die Verpflichtung eines Gesellschafters, ein in seinem Eigentum 
stehendes Grundstück in die Gesellschaft einzubringen, der öffentlichen 
Beurkundung. Gesamteigentum der Gesellschafter entsteht erst mit der 
gestützt auf den Illationsvertrag erfolgenden Eintragung im Grundbuch 20

• 

3. Keine Eintragung im Handelsregister 

Die einfache Gesellschaft kann keine Firma führen und ist zur Eintra­
gung im Handelsregister weder verpflichtet noch berechtigt 21 . Besteht 
eine Gesellschaft ausschliesslich aus natürlichen Personen, so ist eine 
Eintragung zwar möglich, doch ändert sich dadurch die Rechtsform und 
es wird die einfache Gesellschaft zur nichtkaufmännischen Kollektivge­
sellschaft 22. 

Ill. Hauptmerkmale der einfachen Gesellschaft 

1. Personenbezagenheit 

Die einfache Gesellschaft ist personenbezogen, d.h. sie baut auf der 
Persönlichkeit des einzelnen Ge~ellschafters auf und nicht auf dessen 
Kapitalbeteiligung 23

• , · 

Entsprechend dem Prinzip der Personenbezogenheit hat jeder Gesell­
schafter einen Beitrag zu leisten (Art. 531 Abs. 1 OR). Sofern nicht etwas 
anderes vereinbart ist, haben die Gesellschafter gleiche Beiträge zu 
erbringen (Art. 531 Abs. 2 OR). Ebenso stehen grundsätzlich jedem Mit­
glied gleiche Rechte unabhängig vom Kapitaleinsatz zu. Unter Vorbehalt 
einer anderen vertraglichen Regelung hat jeder Gesellschafter ohne 
Rücksichtnahme auf Art und Grösse seines Beitrages gleichen Anteil an 

" von Steiger, S. 358. 
17 BGE 116 II 710 = ZBGR 74 S. 233; BGE 108 II 208; ZBN 122 S . 204 f. 
" Zum Ganzen Meier-Hayoz/Forstmoser, § 12 N. 74 und 76, mit Beispielen. 
" von Steiger, S. 358; Meier-Hayoz/Forstmoser, § 12 N. 75. 
20 Meier-Hayoz, N. 61 zu Art. 652 ZGB, N. 30 zu Art. 657 ZGB ; Siegwart, N. 63 f. und 66 

f. zu Art. 530 OR; je m.w.H. 
21 BGE 79 I 181 f.; Me.ier-Hayoz/Forstmoser, § 6 N . 53 . Vgl. auch Guhl/Kummer/Druey, 
s. 584. . 

22 Meier-Hayoz/Forstmoser, § 12 N. 77. 
2
' Ausführlich zur Abgrenzung von personenbezogenen und kapitalbezogenen Gesell­
schaften Meier-Hayoz/Forstmoser, § 3. 
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Gewinn und Verlust (Art. 533 Abs. 1 OR). Nach dispositivem Gesetzes­
recht bedürfen Gesellschaftsbeschlüsse der Zustimmung aller Gesell­
schafter (Art. 534 Abs. 1 OR) und es wird das Stimmrecht nach Köpfen 
bemessen (Art. 534 Abs. 2 OR). Die Geschäftsführung steht vorbehält­
lich anderer Abmachung allen Gesellschaftern zu (Art. 535 OR). 

Der Personenbezogenheit entsprechend ist die Gesellschafterstellung 
dem Grundsatze nach unübertragbar und unvererblich. Zudem gilt das 
Prinzip der festen Mitgliederzahl. Die Gesellschaft wird grundsätzlich 
beim Ausscheiden auch nur eines Gesellschafters aufgelöst (vgl. Art. 545 
Abs. 1 Ziff. 2, 3 und 6 OR) 24. 

2. Rechtsgemeinschaft 

a) Fehlende Rechtspersönlichkeit 

Als blasses Vertragsverhältnis verbindet die einfache Gesellschaft die 
Gesellschafter 1n gegenseitigen Rechten und Pflichten, ohne zu einem 
neuen Rechtsträger zu führen 25. Die einfache Gesellschaft verfügt über 
keine eigene Rechtspersönlichkeit. Träger der Rechte und Pflichten aus 
der Gesellschaft sind die einzelnen Gesellschafter. Die einfache Gesell­
schaft stellt daher eine Rechtsgemeinschaft dar. 

b) Gesamthandschaft 

·Nach Art. 544 Abs. 1 OR gehören Sachen, dingliche Rechte oder For­
derungen, die an die Gesellschaft übertragen oder für sie erworben wor­
den sind, den Gesellschaftern . gemeinschaftlich. Die gemeinschaftliche 
Berechtigung der einfachen Gesellschafter ist, soweit nicht ausnahms­
weise Miteigentum vereinbart ist, eine solche zur gesamten Hand 26. 

Klagen müssen alle Gesellschafter zusammen. Dagegen können 
wegen der solidarischen Haftung sämtlicher Gesellschafter auch nur 
einer oder einzelne unter ihnen beklagt werden27

• 

c) Berechtigung des einzelnen Gesellschafters 

Der einfache Gesellschafter ist in aller Regel28 Gesamtbänder. Nach 
der für sämtliche Gesamthandverhältnisse geltenden Bestimmung von 
Art. 652 ZGB geht die Berechtigung jedes einzelnen Gesellschafters auf 
die ganze Sache. Der einfache Gesellschafter hat keinen frei verfügbaren 
Anteil an den zum Gesellschaftsvermögen gehörenden Objekten. Wohl 
aber steht ihm ein unselbständiger Anteil am gesamten Gesellschaftsver­
mögen zu 29. 

"' Meier-Hayoz/Forstmoser, § 3 N. 31 f . 
" Guhl/Kummer/Druey, S. 584. 
16 von Steiger, S. 382; Meier-Hayoz/Forstmoser, § 12 N. 16; OR-Pestalozzi/Wettenschwiler, 

N. 3 zu Art. 544 OR; Fellmann, S. 287 f. 
27 Vgl. Meier-Hayoz/Forstmoser, § 12 N. 15. 
" Vorbehalten bleibt der Fall, wo vertraglich Miteigentum begründet worden ist. Vgl. 

soeben B.Ill.2.b. 
" Siehe zu den Anteilen eines Gesamthänders zuletzt Bräm, S. 10 ff. 
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IV. Praktische Bedeutung 
Die praktische Bedeutung der einfachen Gesellschaft ist gross, und 

zwar sowohl im nichtwirtschaftlichen Bereich als auch im Wirtschaftsle­
ben. Die grosse Verbreitung der einfachen Gesellschaft lässt sich nament­
lich auf zwei Gründe zurückführen: Einerseits auf ihre Anpassungsfähig­
keit, welche sich aus ihrer Funktion als Grund- und Subsidiärform im 
Gesellschaftsrecht ergibt, andererseits auf die einfachen Entstehungsvor­
aussetzungen, insbesondere das Fehlen einer Pflicht zur Eintragung im 
Handelsregister30

• 

C. Eintritt neuer Gesellschafter 
1. Vorbemerkung 

Der rechtsgeschäftliche Eintritt eines neuen Gesellschafters kann auf 
zwei verschiedene Arten erfolgen: Entweder auf dem Wege der Aufnah­
me 31 oder auf jenem der Ubertragung der Gesellschafterstellung 32

• Im 
ersten Fall bleiben sämtliche bisherigen Gesellschafter weiterhin Mit­
glieder der Gesellschaft und ein neuer tritt hinzu, im zweiten dagegen 
überträgt ein bisheriger Gesellschafter _seine Stellung an einen neuen 
Gesellschafter und wird durch diesen ersetzt. 

Die Kontinuität der Gesellschaft wird weder durch die Aufnahme 
eines neuen Gesellschafters noch durch die «Auswechsl).mg» eines 
Gesellschafters tangiert. Aufnahme neuer Mitglieder und Ubertragung 
der Gesellschafterstellung sind daher grundsätzlich möglich, ohne dass 
die Auflösung der bestehenden und die Gründung einer neuen .Gesell­
schaft erforderlich wäre33

• 

II. Aufnahme eines neuen· Gesellschafters 

1. Gesellschaftsrechtliche Voraussetzungen . 

Die Aufnahme eines neuen Gesellschafters bedarf nadf der gesetzli­
chen Regelung des Art. 542 Abs. 1 OR der Zustimmung aller bisheriger 
Gesellschafter 34

• Dieses Erfordernis ergibt sich bereits aus dem der ein­
fachen Gesellschaft eigenen Merkmal q~r Personenbezogenheit, wonach 
für das Eingehen - und damit auch die Anderung - des Gesellschaftsver­
trages für jeden Beteiligten die Person jedes anderen Gesellschafters 
wesentlich ist. Der Gesellschaftsvertrag kann die Aufnahme neuer 
Gesellschafter erleichtern, etwa indem er hiefür einen Mehrheitsbe­
schluss o_d~r die Zuständigkeit der Geschäftsführung vorsieht 35

• 

30 Zum Ganzen Meier-Hayo:z/Forstmoser, § 12 N. 99 ff. Siehe zum Anwendungsbereich der 
einfachen· Gesellschaft auch von Steiger; S. 334 ff. 

" Dazu sogleich C.II. 
" Dazu c.m. hienach. 
33 Siegwart, N. 10 und 6 zu Art. 542 OR. Vgl. zur Kontinuität der Gesellschaft auch Bräm, 
s. 62 ff. . 

,.. Art. 542 Abs. 1 OR verbietet im Interesse der Mitgesellschafter einzig die einseitige Auf­
nahme eines neuen Gesellschafters, wogegen eine solche unter allseitiger Zustimmung 
selbstverständlich möglich ist; vgl. Zobl, S. 68. 

" Siegwart, N. 11 zu Art. 542 OR; von Steiger; S. 412. 
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Die Aufnahme erfolgt somit durch den Abschluss eines Aufnahmever­
trages zwischen allen bisherigen Gesellschaftern bzw. - im Falle des Vor­
liegens einer entsprechenden Kompetenzdelegation - der Geschäfts- · 
~µ.hrung und dem neuen Gesellschafter. Der Aufnahmevertrag stellt eine 
Anderung des ursprünglichen Gesellschaftsvertrages dar36

• 

Wie der Vertrag zur Gründung der einfachen Gesellschaft bedarf auch 
der Aufnahmevertrag von Gesetzes wegen grundsätzlich keiner besonde- · 
ren Form 37

• Allerdings kann der ursprüngliche Gesellschaftsvertrag für 
die Vereinbarung des Eintritts neuer Mitglieder die Einhaltung einer 
bestimmten Form vorschreiben 38

• 

Formvorschriften sind gegebenenfalls für das Eingehen von Verpflich­
tungen des neuen Gesellschafters zugunsten der Gesellschaft zu wah­
ren 39. Verpflichtet sich der neu aufzunehmende Gesellschafter zur Ein­
bringung eines Grundstücks in die bestehende GesellSchaft, so bedarf 
dieser Illationsvertrag der öffentlichen Beurkundung gemäss Art. 657 
Abs. 1 ZGB. Die gestützt darauf erfolgende Eintragung im Grundbuch ist 
für die Begründung von Gesamteigentum aller Gesellschafter am einzu­
bringenden Grundstück von konstitutiver Bedeutung 40

• 

2. Wirkungen 

a) Konstitutive Gesamtrechtsnachfolge 

Der Aufnahmevertrag führt zum Erwerb der Gesellschafterstellung für 
den neu Eintretenden. Die mit der Gesellschafterstellung verbundenen 
Rechte werden nach Lehre41 und Rechtsprechung•2 automatisch, d.h. uno 
actu und ipso iure mit dem Eintritt, erworben 43

• Als Folge des Erwerbs 
der Gesellschafterstellung fällt dem Eintretenden die anteilsmässige 
Gesamtberechtigung am Gesellschaftsvermögen mit absolut-unmittelba­
rer Wirkung zu 44

• Die für den Rechtserwerb in der Regel geltende Stu­
fenfolge des Abschlusses eines obligatorisch wirkenden Verpflichtungs­
geschäftes mit anschliessendem, den Bestand subjektiver Rechte verän­
derndem Verfügungsgeschäft in den für jedes einzelne Objekt erforderli­
chen Formen ist nicht anwendbar. Diese Stufenfolge gilt nur für den deri-

36 Vgl. ausführlich dazu "Zobl, S. 69 ff., m.w.H. 
" von Steiger; S. 412. 
" Vgl. Zobl, S. 71 f. . 
" Siehe zur selben Fragestellung im Zeitpunkt der Gründung der. Gesellschaft B .Il.2. hie­

vor. 
..., BGE 58 II 363 f. = ZBGR 14 S. 154; BGE 60 II 98 f. = ZBGR 22 S. 248 f.; Siegwart, 

N. 12 zu Art. 542 OR; Meier-Hayoz, N. 61 zu Art. 652 ZGB, N. 30 zu Art. 657 ZGB; von 
Steiger; S. 412; ausführlich zum Ganzen Zobl, S. 72 ff. · 

"Meier-Hayoz, N. 9 f. uncl 69 zu Art. 652 ZGB; Haab, N. 40 zu Art. 652--654 ZGB ; Sieg-
wart, N. 14 zu Art. 542 OR. 

" BGE 51I432 = ZBGR 7 S. 131f.; BGE 78 I 12 f = ZBGR 33 S. 246 (Fussnote). 
" Vgl. auch "Zobl, S. 76 f., m.w.H. 
" Vgl. Siegwart, N. 12 zu Art. 542 OR, wonach der Erwerb der Gesamtberechtigung «blos­

se Ausstrahlung» der Begründung des persönlichen Bandes der Mitgliedschaft ist. 
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vativen Rechtserwerb in Singularsukzession 45
• Die Aufnahme eines 

neuen Gesellschafters in die Gesellschaft stellt aber nach herrschender 
Auffassung keinen Fall der Singularsukzession dar. Eine Kontroverse 
besteht lediglich darüber, ob eine Gesamtrechtsnachfolge 46 oder ein ori­
ginärer Rechtserwerb 47 des Eintretenden vorliegt. M.E. lässt sich der Ein­
tritt durch Aufnahme in die Gesellschaft einzig als Gesamtrechtsnachfol­
ge qualifizieren. Der Erwerb der Gesellschafterstellung und damit auch 
der anteilsmässigen Rechte am Gesellschaftsvermögen durch den Aufge­
nommenen erfolgt nämlich nicht unabhängig vom Bestehen der Rechte 
der bisherigen Gesellschafter48

• Wenn allch zutrifft, dass die Gesellschaf­
terstellung des neu aufgenommenen Gesellschafters nicht vorbestanden 
hat und sie insofern natürlich nicht in ihrem bereits vorhandenen vollen 
objektiven Bestand vom Rechtsvorgänger auf den Rechtsnachfolger 
übergehen kann, so ist damit aber doch bloss ein derivativ-translativer 
Rechtserwerb 49 ausgeschlossen. Es verbleibt indessen die Möglichkeit 
des derivativ-konstitutiven Rechtserwerbs, bei welchem nicht ein ganzes 
Recht, sondern Teilbefugnisse eines Rechts auf ein anderes Rechtssub­
jekt übergehen 50

• Die Aufnahme eines neuen Gesellschafters stellt einen 
solchen Fall des derivativ-konstitutiven Rechtserwerbs dar: Gesellschaf­
terstellung und daran geknüpfte Rechte der bisherigen Gesellschafter am 
Gesellschaftsvermögen bestehen als alte Rechte vor, und aus deren Sub­
stanz werden die Gesellschafterstellung und die damit verbundenen Ver­
mögensrechte des Neuaufgenommenen ·hergestellt, ohne dass Identität 
des Rechts der bisherigen Gesellschafter mit jenem des neuen Gesell­
schafters vorliegt 51

• Es handelt sich daher bei der Aufnahme in die Gesell­
schaft nicht um einen originären Rechtserwerb, sondern um eine konsti­
tutive Gesarntnachfolge 52

• 

Der neue Gesellschafter tritt demnach auf dem Wege einer konstituti­
ven Gesamtrechtsnachfolge mit Begründung seiner Gesej.lschafterstel-
" Einen typischen Fall des derivativen Rechtserwerbs in Singularsukzession ·stellt der 

Grundstückk:aufvertrag dar, wo ein öffentlich beurkundetes Grundgeschäft abzuschlies­
sen ist und alsdann gestützt auf dieses das Grundeigentum durch konstitutive Eintragung 
des Käufers irn Grundbuch erworben wird. . 

" So Kunz, S. 145 ff„ besonders S. 150; Deschenaux, SPR V/3, I, S. 312, Anm. 10; Rey, 
N. 1670. 

" So Zobl, S. 52, 66 und 77; Meier-Hayoz/Forstmoser, § 12 N. 96; Bräm, S. 64. 
Unentschieden Meier-Hayoz, der einerseits - N. 10 und 69 ZU Art. 652 ZGB - von Uni­
versalsukzession bzw. Gesamtrechtsnachfolge ausgeht, andererseits - N. 69 zu Art. 652 

· ZGB i.f. - aber für den Eintritt ebenfalls originären Erwerb annimmt. 
" Originärer, ursprünglicher Rechtserwerb würde dagegen gerade Erwerb unabhängig vom 

Bestehen eines anderen Rechts voraussetzen ; dazu grundlegend von Tuhr, WI , S. 35 und 
41. 

" Zu diesem von Tuhr, ·w1 , S. 35 und 59 ff. 
""von Tuhr, II/1 , S. 35 und 62 ff. 
" So die Umschreibung des derivativ-konstitutiven Rechtserwerbs bei von Tuhr, IIJI , S. 35. 
" Die Gesamtnachfolge kann - wie hier - konstitutiv sein, ist aber in der Regel translativ; 

vgl. von Tuhr, IIII, S. 89. · 
Einen Fall der translativen Gesamtnachfolge bildet die Übertragung der Gesellschafter­
stellung; dazu C.III.2.a. hienach. Ebenso erfolgt im Erbgang als häufigstem Fall der Uni­
versalsukzession ein derivativ-translativer Rechtserwerb. 
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lung unmittelbar in die mit dieser verknüpften Vermögensrechte ein; der 
für die Singularsukzession erforderlichen besonderen Verfügungsakte 
(Eintragung im Grundbuch, Tradition, Zession, Indossament) bedarf es 
nicht 53

• Für die bisherigen Gesellschafter tritt eine als sog. Dekreszenz 
bezeichnete Machteinbusse ein54

• 

Der durch die konstitutive Gesamtrechtsnachfolge mit automatisch­
absoluter Wirkung erfolgende Rechtserwerb des eintretenden Gesell­
schafters liegt im Grundsatz der Kontinuität der Gesellschaft in Verbin­
dung mit dem Gesamthandsprinzip begründet. Nach diesem kann am 
Gemeinschaftsvermögen nur berechtigt sein, wer Mitglied der dem 
Gesarnthandsverhältnis zugrundeliegenden personenrechtlichen Gemein­
schaft ist; umgekehrt aber nimmt, wer Gesamthänder ist, an der ungeteil­
ten Berechtigung an sämtlichen Werten des Gemeinschaftsvermögens 
teil 55

• 

b) Grundstücke 

Bei der Aufnahme eines neuen Gesellschafters in eine einfache Gesell­
schaft ist ;--- wie dargelegt 56 

- das für die Singularsukzession geltende 
sachenrechtliche Spezialitätsprinzip ausgeschaltet. Der Neueintretende 
erwirbt somit an im Gesellschaftsvermögen vorhandenen Grundstücken 
unmittelbar mit wirksamer Begründung seiner Gesellschafterstellung 
anteilsmässig Gesamteigentum. Der Erwerb erfolgt im Rahmen des rela­
tiven Eintragungsprinzipes. Es liegt ein Fall des aussergrundbuchlichen 
Eigentumserwerbs vor, so dass die Eintragung des neuen Gesellschafters 
in der Eigentumsspalte des Grundbuchs von · bloss deklaratorischer 
Bedeutung ist 57

• Damit klaffen vor Bereinigung des Grundbuchs die 
materiellrechtliche Rechtslage und die formelle grundbuchliche Lage 
auseinander: In materiellrechtlicher Hinsicht ist der neu eingetretene 
Gesellschafter ipso iure Gesamteigentümer der ini. Gesellschaftsvermö­
gen befindlichen Grundstücke geworden, nach Ausweis des Grundbuches 
sind dies aber nach wie vor nur die bisherigen Gesellschafter. Entspre- . 
chendArt. 656 Abs. 2 ZGB erlangt der aufgenommene Gesellschafter das 
grundbuchliche Mitverfügungsrecht über Grundstücke erst nach erfolgter 
Anpassung des Grundbuchs an die ausserbuchlich bereits eingetretenen 
Rechtsverhältnisse 58

• Seine deklaratorische Eintragung im Grundbuch 
kann der neue Gesellschafter nach den Bestimmungen von Art. 665 Abs. 
2 ZGB bzw. Art. 963 Abs. 2 ZGB selbst veranlassen 59

• Die Aufnahme in 

" Siegwart, N. 63 zu Art. 530 OR sowie N. 12 und 14 zu Art . 542 OR; Liver, S. 263 f.; von 
Steiger, S. 412; Meier-Hayoz, N. 10 zu Art. 652 ZGB; Kunz, S. 150; Zobl, S. 77. 

" Siegwart, N. 12 zu Art. 542 OR; Meier-Hayoz, N. 10 und 69 zu Art. 652 ZGB; Rey, 
N. 1670. 

' ' Vgl. Kunz, S. 145 ff. 
'
6 Soeben C.II.2.a. 

" Meier-Hayoz, N. 65 zu Art. 657 ZGB, N. 69 f. zu Art. 652 ZGB; Homberger, N. 26 zu Art. 
963 ZGB; Deschenaux, SPR Y/3 , J, S. 312; Rey, N. 1670; Jenny, S. 207; Pfäffii, S. 322 f. 

" Meier-Hayoz, N. 34 zu Art. 665 ·ZGB ; Zobl, S. 78. · 
" Meier-Hayoz, N. 19 i.Y.m. N. 34 zu Art. 665 ZGB. Vgl. auch Bräm, S. 66. 
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die Gesellschaft selbst kann an sich formfrei vereinbart werden 60
• Zuhan­

den des Grundbuchamtes ist allerdings die aussergrundbuchlich eingetre­
tene Eigentumsänderung nachzuweisen, was am einfachsten mittels Vor­
hi.ge des Aufnahmevertrages geschieht. Obschon zur Gültigkeit nicht ver­
langt, ist daher doch zwecks Nachweises des Eigentumsüberganges ein 
schriftlicher Vertrag dienlich, wenn man nicht auf andere, im Ergebnis 
nicht einfachere, Beweismittel 61 abstellen will. 

Obwohl nicht von konstitutiver Bedeutung, empfiehlt es sich doch, die 
Eintragung des neuen Gesellschafters umgehend zu veranlassen. Dies 
nicht nur zur Herstellung des grundbuchlichen Verfügungsrechts für alle 
Gesellschafter in ihrem neuen personellen Bestand 62, sondern vor allem 
auch zum im Hinblick auf das Prinzip des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs (Art. 973 ZGB) erforderlichen Schutz des neuen Gesell­
schafters 63. Wird nämlich die Eintragung des neuen Gesellschafters 
unterlassen, so besteht das Risiko, dass die bisherigen Gesellschafter, 
welche nach Ausweis des Grundbuches nach wie vor als formell allein 
verfügungsberechtigt erscheinen, ohne Beizug· des neuen Gesellschafters 
Verfügungen über das Grundstück vornehmen. So können die bisherigen 
Gesellschafter das Grundstück an einen Dritten verkaufen, mit Dienstbar­
keiten belasten oder verpfänden; gutgläubige Dritte sind dabei gestützt 
auf Art. 973 ZGB in ihrem Erwerb zu schützen 64. 

~' Vgl. C.II. l. hievor. 
61 Nicht ausgeschlossen erschiene etwa die Abgabe übereinstimmender schriftlicher 

Erklärungen aller Gesellschafter gegenüber dem Grundbuchverwalter. In jedem Falle 
erforderlich ist die schriftliche Grundbuchanmeldung. 

"Vgl. Art. 656 Abs. 2 ZGB. 
" Zobl, S. 78. 
"'Eine grundsätzlich andere Auffassung über Voraussetzungen und Wirkungen des Aus­

und Eintretens von einfachen Gesellschaftern vertreten Simonius/Sutter; § 16 N. 64 und 
66, gefolgt von ZGB-Wichtermann, N. 42 zu Art. 652 ZGB, wo dann aYerdings für den 
Subjektswechsel wiederum auf eine Nachführung des Grundbuchs im Verfahren nach 
Art. 963 Abs. 2 ZGB verwiesen wird, somit auf ein Verfahren, wie es beim aussergrund­
buchlichen Erwerb, nicht aber beim Eigentumserwerb gestützt auf ein Verpflichtungsge­
schäft mit anschliessender konstitutiver Grundbucheintragung zur Anwendung gelangt. 
Art. 963 Abs. 2 ZGB betrifft Fälle, in welchen Rechte ipso iure erworben werden oder 
untergegangen sind; vgl. Deschenaux, SPR V/3, I, S. 254, 316 f., SPR V/3, II, S. 815 f., 
sowie ausdrücklich für Änderungen in der Zusammensetzung von Gesamthandverhält­
nissen SPR V/3, 1, S. 312, SPR V/3, Il, S. 898 f. 
Nach Meinung von Simonius/Sutter sind Ein- un.d Aüstritt analog den Vorschriften zur 
Begründung gemeinschaftlichen Eigentums der Gesellschafter zu behandeln. Entspre­
chend bedürfte der Subjektswechsel bei einfachen Gesellschaften der öffentlichen Beur­
kundung und der konstitutiven Eintragung im Grundbuch. Wenn auch die dieser Auffas­
sung zugrundeliegenden Überlegungen in Einzelfällen berechtigt sein mögen, kann ihr 
doch mit der h.L. und Praxis grundsätzlich nicht gefolgt werden. Vorbehalten bleibt der 
Ausnahmefall , in welchem durch den Subjektswechsel die Kontinuität der Gesellschaft 
nicht mehr gewahrt ist; siehe dazu Bräm, S. 62 ff. und 76 f. Der Vergleich mit der Ein­
bringung von Vermögenswerten in die Gesellschaft ist nicht stichhaltig, weil ein Wech­
sel im Personenbestand der Gesellschaft mit der Übertragung von Werten eines Gesell­
schafters an sämtliche Gesellschafter nichts zu tun hat. Der Subjektswechsel lässt die 
Kontinuität und das Vermögen der Gesellschaft grundsätzlich unberührt. Es geht dabei 
nicht um die Einbringung von Vermögenswerten in die Gesellschaft, sondern um einen 
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III. Übertragung der Gesellschafterstellung 
J. Gesellschaftsrechtliche Voraussetzungen 

11 

. Ein Eintritt in eine einfache Gesellschaft ist auch auf dem Weg der 
Übertragung der Gesellschafterstellung möglich. Im Gegensatz zur Auf­
nahme eines neuen Gesellschafters, welche zur Vermehrung der Anzahl 
Gesellschafter führt, wird bei der Übertragung der Mitgliedschaft ein 
Gesellschafter durch einen anderen ersetzt65

• Die Anzahl der Gesell­
schafter erfährt somit keine Veränderung. Für den neuen Gesellschafter 
liegt ein derivativer, vo.1_11 . ausscheidenden Gesellschafter ab~eleiteter 
Rechtserwerb vor66. Die Ubertragung der Gesellschafterstellung ist abzu­
grenzen von der Unterbeteiligung ein_es Drit~en un_d v<_m der ~btretu~g 
des Anteils eines Gesellschafters an emen Dntten; m diesen beiden Fal­
len wird der Dritte nicht Gesellschafter (Art. 542 Abs. 2 OR) und ist 
damit auch nicht unmittelbar am Gesellschaftsvermögen beteiligt 61 . 
· Wie für den Aufnahmevertrag gilt auch für die Übertragung von Geset­
zes wegen (Art. 542 Abs. 1 ZGB), dass ~in Gesellschafter ~eine .?e~ell­
schafterstellung nur an Dritte übertragen kann, wenn sämthch_e ubngen 

Personenwechsel unter Beibehaltung des Gesellschaftsvermögens. Obje_kt von A~fn~h­
mevertrag und Übertragung der Gesellschafterstellung - dazu C._lll. h1enach - !St im 
Gegensatz zum Illationsve~trag . nicht das Grun~stü~~, _sondern die Re~htss~ellung als 
Gesellschafter an welche sich die gesamten anteilsmass1gen Rechte an samthchen Wer­
ten des Gesellschaftsvermögens knüpfen. Die Bedenken, wonach gemäss herrschender 
Auffassung und Praxis die Eigentümerschaft an Liegenschaf!.en über längere Zei~. frei 
übertragen werden kann, ohne dass dies je im _Grundbuch Niederschlag finden wurde, 
was einen unerträglichen Zustand hervorrufe, smd angesichts de~ Personenbezogenh_e1t 
und der rechtsgemeinschaftlichen, regelmässig gesamthandschafthch:n Struktur der e~n­
fachen Gesellschaft zu relativieren. Sodann wird in Extremfällen, msbesondere berm 
gleichzeitigen Wechsel aller Gesellschafter, in der Regel die Kon~uität .de! G_esellschaft 
nicht mehr gewahrt sein, womit die öffenthche Beurkundung und die konstl~~1ve Grund­
bucheintragung für den Subjektswechsel erforderhch werden; vgl. dazu Bram, S: 76 f . 
Auch in der praktischen Rechtsanwendung entstehen aus dem von h.L. und Prax1~ ve~­
tretenen aussergrundbuchlichen Eigentumsübergang keine ü.bermässigen Sch.w1e~gk_e1-
ten. Wollte man der Auffassung, dass Subjektswechsel erst rmt ".ornahrne der f!ir die Em­
zelnachfolge erforderlichen Formen, d.h. bei Grundstücken rmt Emtragung 1m ?run~­
buch, vollzogen werden, generell folgen, entstünden sodann _neu.e Probleme: Ware fur 
jedes einzelne zum Gesellschaftsvermögen gehörende Recht eme U~en;ragungsh!lildlung 
nach den Regeln der Singularsukzession erforderlich und. würden die emzelnen Ub.~rtra­
gungsakte nicht alle gleichzeitig für sämtlich~ Bestandteile des Gesellschaftsvermogens 
vorgenommen, so wäre ein Gesell~chafte~ mcht an allen Werten des (Jesellschaftsver­
mögens beteiligt; es entstünden für Jedes emzelne _im Gesellschaft~vermogen befindliche 
Recht unterschiedlich zusammengesetzte Berechhgtenkre1se. Es lage Gesel~sc~afterstel­
lung ohne gleichzeitige Rechtsträgerschaft vor, was dem Gesamthandpnnz1p wider­
spricht; vgl. Kunz, S. 145. Damit wäre der Grundsatz, dass, wer die S.tellung eu~es 
Gesamthänders hat, an der ungeteilten Berechtigung an sämtlichen Wei::en d_es Gemem­
schaftsvermögens teilnimmt, durchbrochen. Vgl. dazu grundlegend bereits qie~ke, S. 2~ : 
«Und welche unerträglich verwickelten, ja überhaupt unvorstellbaren Verhältmsse erga­
ben sich wenn nun hinsichtlich einzelner Gegenstände die Antheilsübertragung unter- · 
bliebe .. \>. Zum Ganzen auch Kunz, S. 145 ff„ besonders S. 149 f., und Bräm, S. 62 ff. 
und 74 ff. 

" Siegwart, N. 6 zu Art. 542 OR. 
06 Zobl, S. 128. Dazu sogleich C.III.2.a. 
67 Vgl. dazu von Steiger; S. 410 ff. 
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G~sellschafter einwilligen 68
• Das Ge~~llschaftsrecht enthält im übrigen 

keme besop.deren Bestimmungen zur Ubertragung der Gesellschafterstel­
lung. Die Ubertragung der Mitgliedschaft wird nach überwiegender Auf­
fassung den Regeln des Zessionsrechts unterstellt 69

• Es bedarf daher 
vorab eines Verpflichtungsgeschäftes zwischen Veräusserer und Erwerber 
der Gesellschafterstellung. Gemäss Art. 165 Abs. 2 OR gilt hiefür Form­
freiheit, und dies selbst dann, wenn sich im Gesellschaftsvermögen 
Grundstücke befinden. Gegenstand der Abtretung bilden nämlich nicht 
die Grundstücke, sondern die Gesellschafterstellung; der Übergang der 
mit dieser verbundenen gesamthänderischen Berechtigung an den Werten 
des Gesellschaftsvermögens ist blosse Folge der Übertragung der Mit­
gliedschaft70. Sodann ist eine Zession erforderlich, die als Verfügungsge­
schäft die unmittelbare Rechtsänderung bewirkt und der Schriftform 
bedarf (Art. 165 Abs. l .. OR)71. Schliesslich ist die Zustimmung der übri­
gen Gesellschafter zur Ubertragung der Mitgliedschaft vorauszusetzen 72

• 

Abweichend vom dispositiven Gesetzesrecht kann der Gesellschaftsver­
trag eine anqere Ordnung hinsic~tlich der Übertragung der Gesellschaf­
terstellung treffen. So kann die Ubertragung ausgeschlossen oder durch 
Mehrheitsbeschluss gestattet oder eine solcl).e an bestimmte oder be­
stimmb.~e Nachfolger vorgesehen werden 73

• 

Die Ubertragung der Gesellschafterstellung auf eine andere Person ist 
kein Ausscheiden im technischen Sinne, weil damit die Gesellschafter­
stellung nicht beendigt wird, sondern beim Erwerber fortbesteht 74

• 

2. Wirkungen 

a) Translative Gesamtrechtsnachfolge 

Bei Vorliegen der Zustimmung der übrigen Gesellschafter verliert der 
veräussernde Gesellschafter mit Vornahme der Zession als Verfügungs­
geschäft seine Mitgliedschaft und scheidet aus der Gesellsfilaft aus. Der 
Erwerber tritt derivativ in die Rechtsstellung des ausgeschiedenen 
Gesellschafters ein. Alle mit der Gesellschafterstellung verbundenen Ver­
mögens- und Verwaltungsrechte gehen uno actu, auf dem Weg der 
Gesamtrechtsnachfolge, auf den Erwerber über 75. Es liegt eine translati­
ve Gesamtrechtsnachfolge vor 76

• Der einzelnen, für die Singularsukzes-
. sion erforderlichen Übertragul).gshandlungen bedarf es nicht; der Übergang 

" von Steiger; S. 408. 
69 Ausführlich und mit Hinweis auf a.M. Zobl, S. 128 ff., besonders S„142 ff. . 
10 von Steiger; S. 408. Das Gesamteigentum ist nur eine «Ausstrahlung» der Übertragung 

der Gesellschafterstellung;. vgl. Siegwart, N. 7 zu Art. 542 OR. . 
" Zobl, S. 163. 
72 Zobl, S. 165 f. Vgl. auch von Steiger; S. 408. 
13 von Steiger; S. 408 f .; Siegwart, N. 8 zu Art. 542 OR. 
14 Zobl, S. 97 . . 
" von Steige r; S. 409; Siegwart, N. 9 zu Art. 542 OR; Zobl, S. 167. 
76 Dies im Gegensatz zur Aufnahme eines Gesellschafters, welche eine konstitutive 

Gesamtrechtsnachfolge bewirkt; vgl. C.II.2.a. hievor. 

_N_ot_an_._&_e_t_R~eg~is_tr_e_f_on_c_ie_r_-_2_0_00~~~~~~~~~~~~~~~~----'-13 · 

der Gesellschafterstellung ist «nicht Übergang einzelner Rechte, sondern 
eines Rechtsverhältnisses» 77

• 

b) Grundstücke 

· Befinden s~.ch im Gesellschaftsvermögen Grundstücke, so tritt mit 
Vollzug der Ubertragung der Gesellschafterstellung ein aussergrund­
buchlicher Eigentumsübergang ein. Die Eintragung des Erwerbers der 
Gesellschafterstellung in der Eigentumskolonne des Grundbuchs ist 
somit von bloss deklaratorischer Bedeutung 78 . Entsprechend Art. 665 
Abs. 2 ZGB bzw. gemäss Art. 963 Abs. 2 ZGB kann der Erwerber selber 
die Grundbuchanmeldung abgeben 79

• Als Rechtsgrundausweis zuhanden · 
des Grundbuchamtes dient die Zessionsurkunde. Auf Verlangen ist dem 
Grundbuchverwalter zudem die Übertragbarkeit der Gesellschafterstel­
lung nachzuweisen, was mittels Vorlage des Gesellschaftsvertrages oder 
einer Erklärung aller 9esellschafter erfolgen kann 80. 

Auch im Falle der Ubertragung der Gesellschafterstellung empfiehlt es 
sich, die Nachführung des Grundbuches in die Wege zu leiten. Die dekla­
ratorische Eintragung ist zur Herstellung des Verfügungsrechtes und ins­
besondere zum Schutz des Erwerbers der Gesellschafterstellung vorzu­
nehmen. Es gelten diesbezüglich dieselben Überlegungen wie bei der 
Aufnahme eines Gesellschafters 81 . · 

D. Ausscheiden eines Gesellschafters 

I. Vorbemerkungen 
Ausscheiden heisst Beendigung der Mitgliedschaft für einen Gesell­

schafter bei Fortbestand der Gesellschaft 82. 
Der Terminus «Ausscheiden» wird in einem weiteren Sinne als Ober­

begriff für mehrere Wege; auf welchen ein Gesellschafter die Gesell­
schaft verlassen kann, verwendet. Der Ausdruck Ausscheiden im engeren 
Sinne bezeichnet nur jene Fälle, in welchen das Ausscheiden unabhängig 
vom Willen des Betroffenen und der übrigen Gesellschafter erfolgt. Dazu 
gehören der Tod, die Bevormundung und die Zwangsvol1streckung83. Bei 
der Kündigung oder bei unverschuldetem Eintritt eines wichtigen .Grun­
des, welcher für den betroffenen Gesellschafter das Verbleiben in der 
Gesellschaft unzumutbar macht, hängt demgegenüber das Ausscheiden 
vom Willen des entsprechenden Gesellschafters ab. Man spricht diesfalls 

.„ Wieland, S. 661. 
18 Siegwart, N. 9 zu Art. 542 OR; Zob/, S. 169; von Steiger; S. 409. 
" Ostertag, N .. 22 zu Art. 963 ZGB. ' 
'° Zum Ganzen Zobl, S. 169; Bräm, S. 72. 
81 Siehe C.II.2.b. hievor. 

Grundlegend a.M. - für öffentliche Beurkundung und konstitutive Eintragung des Erwer­
bers der Gesellschafterstellung - Simonius/Sutter, § 16 l'f. 66. Vgl. dazu ausführlich 
Anm. 64 hievor. 

" Ballmann, S. 4; Zobl, S. 52 f. 
" Siegwart, N. 41 ~u Art. 545-547 OR. 
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von einem Austritt 84
• Schliesslich kann ein von einem Gesellschafter ver­

schuldeter wichtiger Grund vorliegen, welcher dessen weiteres Verblei­
ben in der Gesellschaft für die anderen Gesellschafter unzumutbar macht. 
Diesfalls ist der Wille der Mitgesellschafter für das Ausscheiden bestim­
mend, und man spricht von einer Ausschliessung 85

• 

II. Erfordernis einer rechtsgeschäftlichen Grundlage 

Die einfache Gesellschaft ist personenbezogen. Sie gelangt folglich 
zur Auflösung, wenn ihr auch nur ein Gesellschafter nicht mehr 
angehören kann oder will. So wird die Gesellschaft aufgelöst, wenn ein · 
Gesellschafter stirbt, in Konkurs gerät, bevormundet wird oder die 
Gesellschaft kündigt 86

• Ein Ausscheiden unter Fortsetzung der Gesell­
schaft ist positivrechtlich einzig in Art. 545 Abs. 1 Ziff. 2 OR für den Fall 
des Todes eines Gesellschafters vorgesehen; es bedarf entsprechender 
vertraglicher Regelung 87

• Dagegen sieht das Gesetz ein Ausscheiden ein­
zelner Gesellschafter zu Lebzeiten bei fortbestehender einfacher Gesell­
schaft nicht vor 88 ; ein solches kann aber aufgrund des im internen Gesell­
schaftsrecht geltenden Grundsatzes der Vertragsfreiheit vereinbart oder 
einstimmig durch alle Gesellsc_hafter beschlossen werden 89. 

Damit die Beendigung der Mitgliedschaft eines Gesellschafters nicht · 
Auflösung, sondern Fortsetzung der Gesellschaft bedeutet, bedarf es 
demnach grundsätzlich 90 einer entsprechenden rechts geschäftlichen 
Grundlage in einem Vertrag oder einem Beschluss. 

III. Ausscheiden unter Lebenden 
1. Fälle 

Von Gesetzes wegen gibt es grundsätzlich weder ein Recht auf Aus­
tritt 91 noch ein Ausscheiden eines Gesellschafters bei Eintreten bestimm­
ter Umstände noch eine Ausschliessung 92. Dagegen ist.riuf rechtsge­
schäftlicher Grundlage die Vereinbarung des Ausscheidens eines Gesell­
schafters möglich, sei dies als Austrittsrecht im Sinne einer Kündigung 

"' Siegwart, N. 42 zu Art. 545-547 OR. 
" Siegwart, N. 43 ff. zu Art. 545- 547. Ausführlich zum Ausschluss aus wichtigem Grund 

Bergsma, S. 87 ff. 
Zum Ganzen auch: von Steiger, S. 413 f.; Bollmann, S. 19 f. 

86 Vgl. die Tatbestände von Art. 545 Abs. 1 Ziff. 2, 3, 6 und 7 OR. 
" Dazu D.IV.2. hienach. 
" Vgl. demgegenüber für die Kollektivgesells.chaft Art. 575 ff. OR. 
" Siegwart, N. 38-40 zu Art. 545-547 OR; von Steiger, S. 413 ; Meier-Hayoz/Forstmose r, 

§ 12 N. 87 f.; Bergsma, S. 146. · 
"' Vorzubehalten ist gegebenenfalls die nichtrechtsgeschäftliche Möglichkeit der richterli­

chen Ausschliessung eines Gesellschafters aus wichtigem Grund; vgl. dazu von Steiger, 
S. 414 f. 

" Vorbehalten bleibt Art. 546 Abs. 1 OR, wonach bei einer auf unbestimmte Dauer oder 
auf Lebenszeit geschlossenen Gesellschaft jeder Gesellschafter den Vertrag auf sechs 
Monate kündigen kann. 

"' So jedenfalls die traditionelle Lehre und Rechtsprechung in der Schweiz; vgl. von Stei-
ger, S. 4 14 f„ m.w.H. und zutreffender Kritik für den Fall der Ausschliessung. · 
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(Art. 530 Abs. 1 OR, Art. 545 Abs. 1 Ziff. 6 OR), als Ausscheiden im 
engeren Sinne bei Verwirklichung eines bestimmten Sachverhaltes (Art. 
530 Abs. 1 OR) 93 oder gestützt auf einen Gesellschafterbeschluss (Art. 
530 Abs. 1 OR) 94

• 

2. Wirkungen 

a) Anwachsung 

Liegt eine Vereinbamng bzw. ein Beschluss über den Fortbestand der 
Gesellschaft trotz Wegfällens eines Mitgliedes vor, berührt das Ausschei­
den die Kontinuität der unter den übrigen Gesellschaftern fortgeführten 
Gesellschaft nicht 95. Nach überwiegender heutiger Auffassung 96 erfolgt 
die Fortsetzung des Gesamthandverhältnisses auf dem Weg der Anwach­
sung an die verbleibenden Gesellschafter. Mit Eintritt des Ausschei­
dungsgrundes verliert der Ausscheidende seine Gesellschafterstellung 97

. 

Sein Anteil am Gesellschaftsvermögen wächst den verbleibenden Gesell­
schaftern uno actu und ipso iure an 98

• Es liegt keine Rechtsübertragung 
im Sinne einer Singular- oder Universalsukzession vor, sondern vielmehr 
eine Gesamtrechtsaufgabe. Die das Gesellschaftsvermögen ausmachen­
den Rechte wachsen dem oder den verbleibenden Gesellschaft er(n) auto­
matisch an, ohne dass es der für die Einzelnachfolge erforderlichen 
besonderen Übertragungsakte bedürfte 99. Zugunsten des ausscheidenden 
Gesellschafters entsteht ein dem Wert seines Anteils entsprechender 
schuldrechtlicher Abfindungsanspruch 100 ; für die Abfindung haftet jeder 
der verbleibenden Gesellschafter persönlich und solidarisch 101 . 

b) Grundstücke 

Befindet sich im Gesellschaftsvermögen ein Grundstück, so wächst 

" Zu denken ist etwa an den Wegfall einer beruflichen oder betrieblichen Voraussetzung 
bei einem Gesellschafter. 

94 Zobl, S. 101, mit tabellarischer Übersicht; voH' Steiger; S. 41 3 f. 
95 Vorbehalten sind die Fälle des Ausscheidens eines von zwei Gesellschaftern oder aller 

Gesellschafter bis auf einen, welche zur Beendigung der Gesellschaft führen. Wird das 
gesamte Gesellschaftsvermögen durch einen bisherigen Gesellschafter übernommen, 
treten allerdings dieselben Wirkungen der Anwachsung ein wie bei Fortführung der 
Gesellschaft durch die mehreren verbleibenden Gesellschafter; vgl. von Steiger; S. 416, 
Anm. 197; ausführlich Bollmann, S. 8 ff. ; Bergsma, S. 143. Eine Anwachsung erfolgt 
insbesondere auch bei Zweipersonengesellschaften, wenn ein· Gesellschafter das ganze 
Gesellschaftsvermögen übernimmt; vgl. Meier-Hayo'l/Forstmose1; § 12 N. 92. 

"' Vgl. im einzelnen zu den Kontroversen über die Rechtsnatur, den Zeitpunkt und die Wir­
kungen des Ausscheidens von Steiger, S. 416 ff„ m .w.H. . 

" Bollmann, S. 60; Zobl, S. 109 f„ 117, 120; von Steiger; S. 417. 
98 BGE 75 I 275 = ZBGR 31 S. 56 ; Siegwart, N. 49 zu Art. 545- 547 OR; Meier-Hayoz, 

N. 11 und 69 zu Art. 652 ZGB; Liver, S. 263 ; von Steiger, S. 41 7 f.; Meier-Hayo'l/Forst­
moser, § 12 N. 91 ; Kunz, S. 149 ff.; Bollmann, S. 60 ff. ; Zobl, S. 110; OR-Staehelin, N. 
8 zu Art. 576 OR. 

99 Siegwart, N. 49 zu Art. 547 OR; Meier-Hayoz, N. 69 zu Art. 652 ZGB ; Jenny, S. 207; 
Liver; S. 264; Bollmann, S. 73 ff.; Zobl, S. 110; von Steiger, S. 417 f. 

'
00 von Steiger, S. 418; Meier-Hayoz/Forstmoser, § 12 N. 91. Ausführlich zur Abfindung des 

ausgeschiedenen Gesellschafters Ballmann, S. 78 ff. 
'"' Obergericht des Kantons Luzern, in: SJZ 92 S. 419 f. = LGVE 1995 I Nr. 115 S. 21. 
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die anteilsmässige Berechtigung des ausscheidenden Gesellschafters aus­
sergrundbuchlich den verbleibenden Gesellschaftern an. Es liegt kein 
Rechtserwerb vor, sondern eine zu Quotenverschiebungen zugunsten der 
verbleibenden Gesellschafter führende Gesamtrechtsaufgabe. Der Aus­
scheidensvertrag bedarf keiner öffentlichen Beurkundung 102

• Grundsätz­
lich gilt auch hiefür Formfreiheit. Soll allerdings das Grundbuch nachge­
führt werden, so ist das Ausscheiden gegenüber dem Grundbuchamt 
nachzuweisen, was am einfachsten durch Vorlage des Ausscheidensver­
trages geschieht 103

• Aus praktischen Bedürfnissen ist es daher angezeigt, 
den Vertrag über das Ausscheiden schriftlich abzufassen 104

• Die Strei­
chung des Ausgeschiedenen im Grundbuch ist von bloss deklaratorischer 
Wirkung 105

• Nach der infolge Ausscheidens aussergrundbuchlich einge­
tretenen neuen Rechtslage sind materiellrechtlich nur noch die verblei­
benden Gesellschafter an Gesellschaftsgrundstücken berechtigt; vor der 
Nachführung des Grundbuches erscheint allerdings auch der ausgeschie­
dene Gesellschafter formell noch als Berechtigter. Auch beim Ausschei­
den eines Gesellschafters empfiehlt es sich, im Hinblick auf die Herstel­
lung der grundbuchlichen Verfügungsmacht nach Art. 656 Abs. 2 ZGB 
das Grundbuch an die ausserbuchlich eingetretene neue materielle Rechts­
lage anzupassen 106

• Erst nach erfolgter Nachführung der Eigentumsspalte 
werden die verbliebenen Gesellschafter allein verfügen können . Diese 
können dabei die Grundbuchanmeldung zur Streichung des ausgeschie­
denen Gesellschafters entsprechend Art. 665 Abs. 2 ZGB bzw. Art. 963 
Abs. 2 ZGB selbst abgeben. 

IV. Tod eines Gesellschafters 

l . Rechtslage bei Fehlen einer rechtsgeschäftlichen Regelung 

Der Tod eines einfachen Gesellschafters führt nach Art. 545 Abs. 1 
Ziff. 2 OR zur Auflösung der Gesellschaft, wenn für dieserf'Fall nicht im 

'
01Zobl, S. 107; Bräm, S. 68 f. 
'"' Vgl. den Entscheid des Obergerichts des Kantons Luzern, Justiz kommission, vom 9. 

Dezember 1996, in: ZBJV 133 S. 338 ff. = ZBGR 80 S. 1 O; Entscheid des Obergerichts 
· des Kantons Luzern, Justizkommission, vom 4. Juni 1996, in: ZBJV 132 S. 831 ff. = 
ZBGR 80 S. 15 betr. Kündigung eines einfachen Gesellschafters; siehe auch Pfäffii, 
S. 325. 

'"'Die Vorlage eines schriftlichen Vertrages kann allerdings vorn Grundbuchamt nicht ver­
langt werden, sofern der Nachweis des Ausscheidens anderweitig erbracht wird. In 
jedem Falle grundbuchrechtlich erforderlich ist eine schriftliche Grundbuchanmeldung. 

'
05 Vgl. von Ste_iger; S. 418, Anm. 203, m.w.H.; Bräm; S. 68. A.M. Simonius/Sutte r, § 16 

N. 64 und 66; siehe dazu eingehend Anm. 64 hievor. 
'°"Im Unterschied zum Eintritt eines neuen Gesellschafters besteht hier allerdings die 

Gefahr nicht, dass infolge einer nicht durch alle Berechtigten vorgenommenen Verfü­
gung gutgläubige Dritte gestützt auf Art. 973 ZGB Rechte erwerben können. Wird der 
ausgeschiedene Gesellschafter im Grundbuch nicht gestrichen, so können vielmehr die 
materiell allein verfügungsberechtigten verbleibenden Gesellschafter nicht ohne jenen 
verfügen. Bei Unterlassung der deklaratorischen Grundbucheintragung würde also nicht 
wie beim Eintritt ein Gesellschafter - nämlich der Eingetretene - zu wenig, sondern viel­
mehr einer zu viel - nämlich der Ausgeschiedene - begrüsst. Vgl. auch sogleich im Text. 
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ursprünglichen Gesellschaftsvertrag oder nachträglich107 ein Fortbestehen 
der Gesellschaft vereinbart worden ist. Ohne Vorliegen einer besonderen 
rechtsgeschäftlichen Abrede tritt die Gesellschaft mit dem Tod eines 
Gesellschafters in Liquidation. Die Erben erwerben eine dingliche 
Berechtigung und treten als Liquidationsgesellschafter in die Gesell­
schaft .ein 108

• Die Gesellschafterstellung ist zwar wegen ihrer höchstper­
sönlichen Natur unvererblich 109

• Sie und mit ihr auch der Grund für ihre 
Unvererblichkeit entfallen jedoch, wenn die Gesellschaft mit dem Tod 
eines Gesellschafters aufgelöst wird und bloss noch als sog. Abwick­
lungsgesellschaft mit dem einzigen Zweck der Liquidation auf absehba­
re Zeit weiterbesteht. Die Erben erwerben daher gestützt auf Art. 560 
ZGB eine unmittelbare Berechtigung an sämtlichen Werten des Gesell­
schaftsvermögens und nicht etwa _bloss einen obligatorischen Liquida-
tionsanspruch 110

• • 

2. Rechtsgeschäftliche Gestaltungsmöglichkeiten 

a) Allgemeines 

Nach dem Wortlaut des Art. 545 Abs. 1 Ziff. 2 OR kann die Auflösung 
der Gesellschaft vermieden werden, wenn vereinbart worden ist, dass sie 
mit den Erben fortbestehen soll. Die erwähnte Gesetzesbestimmung ist in 
Doktrin und Praxis entsprechend den gesellschaftsvertraglichen Mög­
lichkeiten und innerhalb der erbrechtlichen Schranken weiter entwickelt 
worden 111

• 

b) Fortsetzungsklausel 

Im Gesellschaftsvertrag kann vereinbart werden, dass im Falle des 
Ablebens eines Gesellschafters die Gesellschaft nicht aufgeiöst, sondern 
unter den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt wird. Die Fortset­
zungsklausel bewirkt, dass die Gesellschaft bestehen bleibt, der Erblasser 
mit seinem Tod ausscheidet und seine Gesellschafterstellung erlischt uz. 

Die vermögensrechtliche Beteiligung des Verstorbenen wächst den über­
lebenden Gesellschaftern uno actu und ipso iure an. Die Erben erwerben 
keinerlei unmittelbare Berechtigung am Gesellschaftsvermögen; zu ihren 
Gunsten entsteht ein schuldrechtlicher Abfindungsanspruch 113

• Wird für 
den Fall des Ausscheidens eines Gesellschafters durch Tod eine Abfin-

1mBGE 70 II 56 f. Dabei ist umstritten, ob · die bisherigen Gesellschafter unter sich allein 
abmachen können, ob sie die Gesellschaft ohne die Erben weiterführen wollen, oder ob 
es dazu des Einverständnisses auch der Erben bedarf; für ersteres Bollmann, S. 42 f., 
m.w.H. in Anm. 37. 

'°'BGE 119 II 119 = ZBGR 74 S. 371. 
""Tuor; · N. 12 der Einleitung zu Art. 457-536 ZGB; Escher, N. Sa der Einleitung zu Art. 

457-536 ZGB ; Meier-Hayoz/Forstmoser; § 12 N. 12. 
"

0Vgl. BGE 119 ll 123 f. = ZBGR 74 S. 374; dazu auch Hausheer/Pfäffli, S. 39, 
111 von Steiger; S. 423 f. 
"

2Bräm, S. 82. 
· '" Bollmann, S. 42; von Steiger; S. 424 f.; Hausheer; S. 104; ders., Gesellschaftsvertrag, S. 134; 

von Greyerz, S. 79; Hausheer!Pfäffli, S. 40. Vgl. auch BGE 100 II 379 = ZBGR 57 S. 176. 
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dungsklausel vereinbart, so bedarf diese der Form der Verfügung von 
Todes wegen, wenn die Erben dadurch mehr belastet werden, als der 
Erblasser selber belastet worden wäre, wenn er lebzeitig aus der Gesell­
schaft ausgeschieden wäre 114

• 

Entsprechend der allgemeinen Regel geht auch der Gesamteigen­
tumsanteil des verstorbenen Gesellschafters an im Gesellschaftsvermö­
gen vorhandenen Grundstücken durch Akkreszenz aus~ergrundbuchli~h 
an die überlebenden Gesellschafter über, und es verbleibt den Erben em 
Abfindungsanspruch 115

• 

c) Eintrittsklausel 

Der Fortbestand der Gesellschaft trotz Todes eines Gesellschafters 
kann ·auch dadurch sichergestellt werden, dass im Gesellschaftsvertrag 
den Erben eines verstorbenen Gesellschafters das Recht eingeräumt wird, 
in die Gesellschaft einzutreten. Steht das Eintrittsrecht allen Erben zu, 
liegt eine sog. einfache Eintrittsklausel vor; sind dagegen nur einzelne 
oder ist nur einer von mehreren Miterben zum Eintritt berechtigt, spricht 
man von einer qualifizierten Eintrittsklausel 116

• Derartige Eintrittsklau­
seln stellen eine mit dem Tod des Gesellschafters verbindlich werdende 
Offerte an die Erben zum Eintritt in die Gesellschaft dar 117

• Über Annah­
me oder Ablehnung der Offerte befinden einzig die Eintrittsberechtig­
ten 118 . 

Die Sicherung des Eintritts von Erben in die Gesellschaft weckt mit 
Ausnahme des Falles, wo der Eintrittsberechtigte Alleinerbe ist 119

, auch 
erbrechtlichen Handlungsbedarf. Bei Vorliegen einer einfachen Eintritts-

. klausel kann der Erblasser-Gesellschafter das Eintrittsrecht mittels Ver­
fügung von Todes wegen jenem Erben zuweisen, dem er den Eintritt in 
die Gesellschaft ermöglichen will. Eine weitere Absprache mit den ande­
ren Gesellschaftern ist nicht erforderlich 120

• Ist gesellschaftJ>.vertraglich 
eine qualifizierte Eintrittsklausel vereinbart, so verfügt der ~inzelne e~­
trittsberechtigte Erbe damit noch nicht über ein Vorrecht gegenüber sei­
nen Miterben auf Ausübung des Eintrittsrechts. Dieses ist ihm daher mit-

'"Hausheer, S. 106; Hausheer/Pfäjjl~ S. 43; Bräm, S. 85; BGE 113 II 273 = ZBGR 71 S. 33. 
"'Zur Sicherstellung des den Erben entstehenden Abfindungsanspruches ist die Möglich­

keit der Eintragung des Miterbenpfandrechts bzw. Verkäuferpfandrechts entsprechend 
Art. 837 Abs. 1 Ziff. 2 bzw. 1 ZGB zu bejahen; vgl. Wolf, S. 1234 ff. 

"'Vgl. von Greyerz, S. -80. 
11 7 Ausführlich zur Rechtsnatur der Eintrittsklausel Hausheer, S. 107 ff.; vgl. auch von 

Greyerz, S.82; OR-Staehelin, N. 13 zu Art. 545/546 OR. -
'"Wud die Offerte abgelehnt, so kommt es zur Auflösung und Liquidation der Gesell­

schaft. Vgl. von Steiger, S. 426. 
'"Diesfalls entstehen keine besonderen erbrechtlichen Probleme; vgl. von Greyerz, S. 84. 
""Wird das Eintrittsrecht nicht einem Erben allein zugewiesen und wollen· mehrere oder 

alle Erben in die Gesellschaft eintreten, so ist zu beachten, dass grundsätzlich nicht 
jedem die volle Rechtsstellung des Erblassers eingeräumt werden kann. Vgl. zu den in 
diesem Zusammenhang bestehenden Schwierigkeiten Hausheer, S. 146 ff.; ferner von 
Greyerz. S. 84 f. 
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tels Teilungsvorschrift oder eines Vermächtnisses 121 in einer Verfügung 
von Todes wegen zuzuweisen. Allenfalls ist zur finanziellen Absicherung 
des Eintritts zusätzlich eine Begünstigung zugunsten des berechtigten 
Erben zu verfügen, wobei vorbehältlich der Bereitschaft der Miterben 
zum Abschluss eines Erbverzichtsvertrages deren Pflichtteilsrechte zu 
wahren sind. -

Die Statuierung einer «Verpflichtung» von Todes wegen zum Eintritt 
in die Gesellschaft ist grundsätzlich im Rahmen der verfügbaren Quote 
in Form einer Verfügung mortis causa möglich; allerdings ist nicht aus­
geschlossen, dass eine derartige Auflage oder Bedingung wegen ihres 
starken Eingriffs in die persönliche Freiheit des Eintrittsberechtigten als 
unsittlich oder widerrechtlich qualifiziert wird und damit die Rechtsfol­
gen gemäss Art. 482 Abs. 2 ZGB auslösen kann. Die Statuierung einer 
Eintrittspflicht im Gesells·chaftsvertrag dagegen ist als Vertrag zulasten 
Dritter ausgeschlossen 122

• 

Fehlt im ursprünglichen Gesellschaftsvertrag eine Eintrittsklausel, so 
kann auch nach demAbleben eines Gesellschafters der Eintritt eines oder 
aller Erben im allseitigen Einverständnis vereinbart werden 123

• In diesem 
Fall tritt die einfache Gesellschaft mit dem Tod eines Gesellschafters vor­
erst in Liquidation, wird aber anschliessend ohne Verlust ihrer Konti­
nuität wieder aktiviert 124

• 

Damit der Eintritt des oder der berechtigten Erben in die Gesellschaft 
erfolgen kann, ist die Erbteilung entsprechend den gesellschaftsvertragli­
chen Vorgaben, d.h. mit Zuweisung des Eintrittsrechts an den oder die 
berechtigten Erben, vorzunehmen. Für den Abschluss der Erbteilung gel­
ten allgemein die Formen des Art. 634 ZGB. 

d) Nachfolgeklausel 

Im Gesellschaftsvertrag kann auch vereinbart werderi, dass die Gesell­
schafterstellung beim Tod eines Gesellschafters auf dessen Erben über­
geht. Wie bei der Eintrittsklausel wird zwischen einfacher und qualifi­
zierter Nachfolgeklausel unterschieden, je nachdem, ob die Mitglied­
schaft nur auf einen bzw. einzelne oder auf alle Miterben übergehen 
soll 125. Eine Erbengemeinschaft als solche kann nicht Gesellschafterin 
einer fortzusetzenden Gesellschaft sein 126

• Dies ergibt sich daraus, dass 
die Erbengemeiaschaft eine blosse Liquidationsgemeinschaft mit dem 
einzigen Zweck ihrer Auflösung darstellt. Nicht ausgeschlossen ist dage­
gen, dass die Erben ihrerseits als Untergemeinschaft in Form einer einfa-

121 In der Literatur - vgl. Hausheer, S. 117 und 122; von Greyerz, S. 85 - wird regelmässig 
von einer Zuweisung der Abfindungssumme mittels Teilungsvorschrift gesprochen. 
Denkbar ist aber auch ein (Voraus-)Vermächtnis als Möglichkeit, den zum Eintritt 
berechtigten Miterbe zusätzlich zu begünstigen; vgl. zur Begünstigung sogleich im Text. 

'" Hausf!eer, S. 115 ff.; von Greyerz, S. 83. Zum Ganzen auch von Steiger, S. 426 f. 
123 Ballmann, S. 43; Ehrsam, S. 40. 
'" Siegwart, N. 6 zu Art. 545/547 OR. Vgl. auch Pfäffii, S. 324. 
125 von Steiger, S. 427; von Greyerz, S. 90; Schaub, S. 17. 
126 Vgl. Hausheer/Pfäjjli, S. 41. 
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eben Gesellschaft Mitglied der vom Erblasser eingegangenen einfachen 
Gesellschaft werden 127

• • 

Die Vereinbarung einer Nachfolgeklausel im Gesellschaftsvertrag 
macht die Gesellschafterstellung veretblich, sie vererbt sie aber noch 
nicht 128

• Ist eine Nachfolgeklausel vereinbart, so wird die Gesellschaft 
beim Tod des Gesellschafters nicht aufgelöst; die Gesellschafterstellung 
des Verstorbenen erlischt nicht, sondern fällt vielmehr in dessen Nach­
lass i29. 

·. Hinterlässt der Gesells.chafter-Erblasser nur einen einzigen Erben, so 
ist dieser nicht nur zum Eintritt berechtigt, sondern wird kraft Nachfol­
geklausel mit dem Erbgang eo ipso Gesellschafter 130 

•• 

Sind dagegen mehrere Erben. vorhanden, steht die Gesellschafterstel­
lung ihnen allen in erbengemeinschaftlicher Verbundenheit zu, und zwar 
zufolge des Grundsatzes der Universalsukzession auch dann, wenn die 
Vererblichkeit aufgrund einer qualifizierten Nachfolgeklausel personell 
beschränkt ist 131

• Die Erbengemeinschaft lässt sich auch mit rechtsge­
schäfÜicher Herstellung der Vererblichkeit der Gesellschafterstellung 
nicht umgehen 132 . Bei Vorhandensein mehrerer Erben besteht somit auch 
erbrechtlicher Handlungsbedarf. Liegt eine einfache Nachfolgeklausel 
vor, kann der Gesellschafter-Erblasser einem zur Nachfolge geeigneten 
Erben die Gesellschafterstellung mittels Teilungsvorschrift oder Ver­
mächtnis 133 zuweisen. Ist eine qualifizierte Nachfolgeklausel vereinbart, 
so ist die Gesellschafterstellung ebenfalls durch Teilungsvorschrift oder 
Vermächtnis 134 dem nachfolgeberechtigten Erben zuzuweisen, weil dieser 
allein aufgrund der Nachfolgeklausel gegenüber seinen Miterben über 
keinen Anspruch auf Zuweisung der Mitgliedschaft verfügt. Gegebenen­
falls ist der zur Nachfolge vorgesehene Erbe zusätzlich . wertmässig zu 
begünstigen, damit er wirtschaftlich in der Lage ist, den Nachfolgean­
spruch auch tatsächlich au.szuüben 135

• Die Begünstigung.- hat allfällig 
bestehende Pflichtteilsrechte der Miterben zu beachten. 

Wollen der oder die Erben die Gesellschafterstellung wegen der damit 
verbundenen finanziellen Risiken oder persönlichen Belastungen nicht 

121 Siehe zur einfachen Gesellschaft als Mitglied einer einfachen Gesellschaft Meier-Hayoz/ 
Forstmoser, § 12 N. 14; ferner von Steiger, S. 355. 

'"von Steiger, S. 427, Anm. 241; von Greyerz, S. 91. Kritisch zur Nachfolgeklausel 
Schaub, S. 20 ff. 

' 29 von Steiger, S. 427; von Greyerz, S. 91. 
"' von Greyerz, S. 93 . 

Vorbehalten bleiben die dem Erben zustehenden Möglichkeiten, die Auflösung der 
Gesellschaft zu verlangen odet die Erbschaft auszuschlagen bzw. unter öffentlichem 
Inventar anzunehmen. Siehe dazu weiter unten im Text. 

" 'von Greyerz, S. 92. 
"'Hausheer, S. 154; Bräm, S. 86. A.M. Hartmann, N. 15 zu Art. 574 OR, wonach mittels 

Nachfolgeklausel die Gesellschaft direkt übertragen werden kann, was eine Sondererb­
folge bedeuten würde und daher abzulehnen ist; vgl. ausführlich Hausheer, S. 140 ff. 

mzur Möglichkeit des Vermächtnisses siehe Anm. 121 hievor. 
"' Siehe Anm. 121 hievor. 
'" Zum Ganzen von Greyerz, S. 94 f. 
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übernehmen, so stehen ihnen die erbrechtlichen Möglichkeiten der Aus­
schlagung (Art. 566 ff. ZGB) oder der Annahme unter öffentlichem 
Inventar (Art. 580 ff. ZGB) zur Verfügung. Der Erbe kann die Erbschaft 
aber auch annehmen und beim Richter die Auflösung der Gesellschaft 
aus wichtigen Gründen verlangen (Art. 545 Abs. 1 Ziff. 7 und Abs. 2 
OR). Wichtige Gründe können sich insbesondere aus der Belastung des 
Erben durch die Gesellschafterstellung ergeben 136

• Dabei sind die Anfor­
derungel) an den wichtigen Grund angesichts der Tatsache, dass nicht die 
Erben, sondern der Erblasser die Gesellschaft eingegangen ist, möglichst 
tief anzusetzen 137

• Eine Verpflichtung zur Nachfolge .in die Gesellschaft 
kann den Erben im Gesellschaftsvertrag nicht auferlegt werden, weil ein · 
Vertrag zulasten Dritter ausgeschlossen ist. Mittels Verfügung von Todes 
wegen ist allerdings die Begründung einer «Verpflichtung» der Erben zur 
Nachfolge im Todesfall als erbrechtliche Auflage oder Bedingung mög­
lich. Allerdings ist dabei Art. 482 Abs. 2 ZGB, wonach Auflagen oder 
Bedingungen nicht unsittlich oder rechtswidrig sein dürfen, zu beachten. 
In jedem Fall sind auch allfällige Pflichtteilsrechte der Noterben unge­
schmälert zu wahren. 

Zur Re_alisierung der Nachfolge des oder der berechtigten Erben in die 
Gesellschaft bedarf es bei einer Erbenmehrheit des Abschlusses der Erb­
teilung in den allgemeinen Formen des Art. 634 ZGB. Die Gesellschaf­
terstellung ist im Erbteilungsvertrag dem oder den nachfolgeberechtigten 
Erben zuzuweisen. Mit Vollzug der Erbteilung gehen als «Ausstrahlung»· 
der Gesellschafterstellung auch alle an diese geknüpften gesamthänderi­
schen Rechte an den oder die angewiesenen Erben über. 

e) Abstimmung von gesellschafts- und erbrechtlicher Regelung 

Für die Beratungspraxis ist unerlässlich, dass eine Abstimmung der im 
Gesellschaftsvertrag vereinbarten Eintritts- bzw. Nachfolgeklausel mit 
den entsprechenden Verfügungen von Todes wegen erfolgt. Auf diese 
Vorgaben ist sodann auch in der Erbteilung Rücksicht zu nehmen. Wird 
in der Erbteilung etwa die Gesellschafterstellung einem nicht eintritts­
oder nachfolgeberechtigten Erben zugewiesen, so hat dieser keinen 
Anspruch auf Eintritt oder Nachfolge in die Gesellschaft. 

136Von Steiger; S. 428; von Greyerz, S. 93; vgl. auch Hausheer, S. 133, m.w.H. 
mstrenger von Greyerz, S. 93 . Vgl. demgegenüber die bedenkenswerte Auffassung von 

Schaub, S. 29, wonach die Erben überhaupt frei bestimmen können müssen, ob sie in die 
Gesellschaft eintreten. M.E. wird man in der Tat den Willen der Erben, nicht Gesell­
schafter zu werden, bereits als wichtigen Grund anerkennen müssen. Im Rahmen der 
verfügbaren Quote bleiben allerdings entsprechende Verfügungen von Todes wegen 
grundsätzlich möglich; siehe dazu sogleich im Text. 




